
Art. 21a 
Videobeobachtung und Videoaufzeichnung (Videoüberwachung) 

(1) 1 Mit Hilfe von optisch-elektronischen Einrichtungen sind die Erhebung 
(Videobeobachtung) und die Speicherung (Videoaufzeichnung) personenbezogener 
Daten zulässig, wenn dies im Rahmen der Erfüllung öffentlicher Aufgaben oder in 
Ausübung des Hausrechts erforderlich ist, 

1. um Leben, Gesundheit, Freiheit oder Eigentum von Personen, die sich im 
Bereich öffentlicher Einrichtungen, öffentlicher Verkehrsmittel, von 
Dienstgebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen öffentlicher Stellen oder in 
deren unmittelbarer Nähe aufhalten, oder 

2. um Kulturgüter, öffentliche Einrichtungen, öffentliche Verkehrsmittel, 
Dienstgebäude oder sonstige bauliche Anlagen öffentlicher Stellen sowie die 
dort oder in deren unmittelbarer Nähe befindlichen Sachen 

zu schützen. 2 Es dürfen keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt werden. 

(2) Die Videoüberwachung und die erhebende Stelle sind durch geeignete 
Maßnahmen erkennbar zu machen. 

(3) Die Daten dürfen für den Zweck verarbeitet und genutzt werden, für den sie 
erhoben worden sind, für einen anderen Zweck nur, soweit dies zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten erforderlich ist. 

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person 
zugeordnet, ist diese über die Tatsache der Speicherung entsprechend Art. 10 Abs. 
8 zu benachrichtigen. 

(5) Die Videoaufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind spätestens zwei 
Monate nach der Datenerhebung zu löschen, soweit sie nicht zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten oder zur 
Geltendmachung von Rechtsansprüchen benötigt werden. 

(6) 1 Art. 26 bis 28 gelten für die Videoaufzeichnung entsprechend. 2 Öffentliche 
Stellen haben ihren behördlichen Datenschutzbeauftragten rechtzeitig vor dem 
Einsatz einer Videoaufzeichnung neben den in Art. 26 Abs. 3 Satz 1 genannten 
Beschreibungen die räumliche Ausdehnung und Dauer der Videoaufzeichnung, die 
Maßnahmen nach Abs. 2 und die vorgesehenen Auswertungen mitzuteilen. 

 


